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Aktenzeichen S 8 RA 2516/01
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2. Instanz

Aktenzeichen L 3 R 4680/04
Datum 03.05.2006

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin wird zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist die GewÃ¤hrung von Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit.

Die 1961 in Polen geborene KlÃ¤gerin absolvierte im Herkunftsland ein
Hochschulstudium im Fach Musik und war sowohl im Herkunftsland als auch nach
ihrer Ã�bersiedlung in die Bundesrepublik im Oktober 1989 mit Unterbrechungen
als Orchestergeigerin (hier nach dem Besuch einer Orchesterschule allerdings nur
im Rahmen von von der Arbeitsverwaltung vermittelten AushilfstÃ¤tigkeiten) und
wÃ¤hrend der sich an eine zuletzt ausgeÃ¼bte kurzfristige BeschÃ¤ftigung als
VerkÃ¤uferin anschlieÃ�enden ArbeitsunfÃ¤higkeit bzw. Arbeitslosigkeit als
Musiklehrerin (fÃ¼r Violine) tÃ¤tig.

Am 26.9.2000 beantragte sie die GewÃ¤hrung von Rente wegen Berufs- bzw.
ErwerbsunfÃ¤higkeit.
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Die von der Beklagten u. a. veranlasste nervenÃ¤rztliche Begutachtung (Gutachten
Dr. F. vom 9.1.2001) erbrachte eine histrionische PersÃ¶nlichkeit sowie eine
rezidivierende depressive AnpassungsstÃ¶rung im Zusammenhang mit einem
subjektiv erlebten Scheitern der beruflichen Lebensplanung nach der
Ã�bersiedlung. Die TÃ¤tigkeit einer Orchestermusikerin kÃ¶nne ebenso
vollschichtig ausgeÃ¼bt werden â�� was zu einer psychischen Stabilisierung
beitragen kÃ¶nnte â�� wie eine TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt.

Hierauf gestÃ¼tzt lehnte die Beklagte den Rentenantrag mit Bescheid vom
30.1.2001 ab und wies den hiergegen erhobenen Widerspruch mit undatiertem, der
KlÃ¤gerin am 18.7.2001 zugegangenen Widerspruchsbescheid zurÃ¼ck.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin am 20.7.2001 beim Sozialgericht Karlsruhe (SG) Klage
erhoben, mit der sie ihr Rentenbegehren weiterverfolgt hat.

Das SG hat die behandelnden Ã�rzte als sachverstÃ¤ndige Zeugen befragt. Der
praktische Arzt Dr. S. hat in seiner Auskunft vom 17.12.2001 Ã¼ber eine erstmalige
Behandlung im Mai 2001 bei im Vordergrund stehendem chronischem
ErschÃ¶pfungszustand und einer depressiven Verstimmung berichtet und im
erlernten Beruf nur noch ein unter sechsstÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen sowie ein
bis sechsstÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
gesehen. Der Neurologe und Psychiater Dr. Dr. B. hat in seinem Bericht vom
18.12.2001 eine vergleichbare LeistungseinschÃ¤tzung vorgenommen. Dem SG hat
auch ein Entlassungsbericht Ã¼ber die von der KlÃ¤gerin in der Zeit von August bis
November 2002 in der A.-Klinik durchgefÃ¼hrte stationÃ¤re Behandlung
vorgelegen. Es ist dies die erste stationÃ¤re Heilbehandlung der KlÃ¤gerin
gewesen. Sie ist bei voll remittierter Depression hieraus entlassen worden war
(wegen der Einzelheiten vgl. Blatt 47/50 der SG-Akte).

Ferner hat das SG schriftliche AuskÃ¼nfte bei der von der KlÃ¤gerin besuchten
Orchesterschule und bei verschiedenen Orchestern eingeholt (zur nÃ¤heren
Feststellung der Einzelheiten wird auf Blatt 28/29 und 35/37 der SG-Akte Bezug
genommen).

Sodann hat das SG Beweis erhoben durch Einholung des nervenÃ¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigengutachtens von Dr. W. vom 13.3.2003. Dieser hat rezidivierende
depressive StÃ¶rungen bei gegenwÃ¤rtig mittelgradiger Episode, eine depressiv
getÃ¶nte AnpassungsstÃ¶rung sowie eine histrionische PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung
diagnostiziert und eine gewisse Diskrepanz zwischen der SelbsteinschÃ¤tzung der
KlÃ¤gerin und dem klinisch erhobenen Befund festgestellt. Die TÃ¤tigkeit als
Orchestermusikerin kÃ¶nne ebenso vollschichtig verrichtet werden wie eine leichte
und teilweise mittelschwere Arbeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt (ohne
WirbelsÃ¤ulenzwangshaltungen, bei Vermeidung von Schicht-, Akkord- und
Nachtarbeit). ZusÃ¤tzliche Arbeitsbedingungen seien nicht erforderlich und die
WegefÃ¤higkeit sei nicht rentenrechtlich relevant eingeschrÃ¤nkt.

Unter BerÃ¼cksichtigung ihm vom SG Ã¼bermittelter berufskundlicher Unterlagen
(wegen der Einzelheiten vgl. Blatt 83/84 der SG-Akte) hat der SachverstÃ¤ndige in
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seiner ergÃ¤nzenden gutachterlichen Stellungnahme vom 15.4.2003 im Hinblick auf
die bei einer TÃ¤tigkeit als Musikerin auftretenden Zwangshaltungen eine solche
TÃ¤tigkeit nur noch im Umfang bis zu sechs Stunden tÃ¤glich als zumutbar
erachtet.

Ferner hat das SG auf Antrag der KlÃ¤gerin gemÃ¤Ã� Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) Beweis erhoben durch Einholung des weiteren nervenÃ¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigengutachtens von Dr. W. vom 15.2.2004, dem berufskundliche
Unterlagen zur VerfÃ¼gung gestanden haben (vgl. Blatt 104/109 der SG-Akte). Dr.
W. hat zusammenfassend eine chronisch rezidivierende Psychose (ehemals mit
einer floriden Symptomatik und zwischenzeitlich mit dominierenden Defiziten des
Antriebs, fehlender IntentionalitÃ¤t, Motivationsverlust und schweren
AngstzustÃ¤nden) erhoben und ein seit 1996 aufgehobenes LeistungsvermÃ¶gen
im erlernten Beruf und auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt angenommen.

Dr. W. hat sich hierzu in einer weiteren ergÃ¤nzenden gutachterlichen
Stellungnahme vom 14.6.2004 geÃ¤uÃ�ert und an seiner LeistungseinschÃ¤tzung
festgehalten.

Das SG hat die Klage aufgrund der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 28.7.2004 durch
Urteil vom selben Tag abgewiesen.

Es hat unter Darstellung der fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit erforderlichen Voraussetzungen und der hierfÃ¼r
maÃ�gebenden Rechtsvorschriften sowie unter Darstellung der GrundsÃ¤tze zum
Berufsschutz entschieden, dass die KlÃ¤gerin nach dem
SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. W., dem gefolgt werde, TÃ¤tigkeiten im
erlernten Beruf nur noch halb- bis untervollschichtig (bzw. nach dem ab dem
1.1.2001 geltenden Recht nur noch drei bis unter sechs Stunden tÃ¤glich)
verrichten kÃ¶nne, leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts aber
weiterhin vollschichtig. Es lÃ¤gen keine Anhaltspunkte dafÃ¼r vor, dass die jetzt
festgestellte Leistungsminderung im erlernten Beruf bereits vor dem Datum der
Rentenantragstellung am 26.9.2000 vorgelegen habe. Selbst wenn man
unterstellte, dass bereits zum Zeitpunkt der Rentenantragstellung im erlernten
Beruf nur noch ein halb- bis untervollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen vorgelegen
habe â�� wogegen aber das am 9.1.2001 erstattete Gutachten von Dr. F. spreche -,
stehe der KlÃ¤gerin ein Rentenanspruch nicht zu. Denn bei einem halb- bis
untervollschichtigen LeistungsvermÃ¶gen im erlernten Beruf kÃ¤me â�� aus
ArbeitsmarktgrÃ¼nden â�� allenfalls die GewÃ¤hrung einer Zeitrente in Betracht,
wobei eine entsprechende Rente nicht vor Beginn des 7. Kalendermonats nach dem
Eintritt der Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit geleistet werde. Im unterstellten Fall
wÃ¼rde damit eine Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit erst am 1.4.2001 beginnen,
damit erst zu diesem Zeitpunkt einen zahlbarer Leistungsanspruch bestehen mit
der Rechtsfolge, dass damit das ab dem 1.1.2001 geltende Recht anwendbar
wÃ¤re, unter dessen Geltung die erst am 11.2.1961 geborene KlÃ¤gerin jedoch auf
jeden Fall keinen Berufsschutz mehr habe (wird nÃ¤her ausgefÃ¼hrt). Damit sei ein
Anspruch auf GewÃ¤hrung von Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit bzw. wegen
teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit zu verneinen und wegen des
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vollschichtigen bzw. mindestens sechsstÃ¼ndigen LeistungsvermÃ¶gens auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt auch ein Anspruch auf GewÃ¤hrung von Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit beziehungsweise wegen voller Erwerbsminderung (auf die
EntscheidungsgrÃ¼nde im Ã�brigen wird Bezug genommen).

Gegen das ihr am 20.9.2004 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 21.9.2004
Berufung eingelegt, mit der sie ihr Klagebegehren weiterverfolgt. Sie ist der
Auffassung, dass sie schon mindestens seit Anfang des Jahres 2000 im erlernten
Beruf nur noch zeitlich eingeschrÃ¤nkt habe tÃ¤tig sein kÃ¶nnen. Nach dem
SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. W. sei im Ã�brigen von einem fÃ¼r jede
berufliche TÃ¤tigkeit aufgehobenen LeistungsvermÃ¶gen auszugehen. Insoweit sei
fÃ¼r das SG die Einholung eines Obergutachtens geboten gewesen.

Der Senat hat Beweis erhoben durch Einholung des nervenÃ¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigengutachtens von Prof. Dr. T. vom 10.2.2006 mit ergÃ¤nzender
gutachterlicher Stellungnahme, im Rahmen dessen der SachverstÃ¤ndige unter
ausdrÃ¼cklichem Hinweis auf die aktenkundigen Anforderungsprofile bezÃ¼glich
des erlernten Berufs und auf entsprechende Ã¤rztliche Ã�uÃ�erungen sowohl zum
zeitlichen LeistungsvermÃ¶gen im erlernten Beruf als auch gegebenenfalls zum
Zeitpunkt des Beginns einer zeitlichen LeistungseinschrÃ¤nkung Stellung zu
nehmen hatte. Prof. Dr. T. diagnostiziert eine rezidivierende depressive StÃ¶rung
bei gegenwÃ¤rtig mittelgradiger Episode mit Somatisierung, eine
AnpassungsstÃ¶rung sowie eine histrionische PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung. Im
erlernten Beruf bestehe nur noch ein halb- bis untervollschichtiges bzw. drei bis
unter sechsstÃ¼ndiges LeistungsvermÃ¶gen, wÃ¤hrend Arbeiten auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt unter Vermeidung von Schicht-, Akkord- und Nachtarbeit
sowie von WirbelsÃ¤ulenzwangshaltungen noch vollschichtig verrichtet werden
kÃ¶nnten. Besondere Arbeitsbedingungen seien nicht erforderlich und die
WegefÃ¤higkeit sei nicht rentenrelevant eingeschrÃ¤nkt. Es bestÃ¼nden keine
Anhaltspunkte fÃ¼r eine "BerufsunfÃ¤higkeit" vor dem Datum der
Rentenantragstellung am 26.9.2000.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 28. Juli 2004 aufzuheben und die
Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 30. Januar 2001 in der Gestalt des
ihr am 18. Juli 2001 zugegangenen Widerspruchsbescheides zu verurteilen, ihr
Rente wegen Berufs- bzw. ErwerbsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angegriffene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Beteiligtenvorbringens
wird auf die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge und die Rentenakten der Beklagten
Bezug genommen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der KlÃ¤gerin, Ã¼ber die der Senat mit dem EinverstÃ¤ndnis der
Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet (Â§ 124 Abs. 2 SGG), ist
zulÃ¤ssig, in der Sache jedoch nicht begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat keinen
Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer Rente, weil sie auch zur Ã�berzeugung des
Senats leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts noch vollschichtig
verrichten kann und eine quantitative LeistungseinschrÃ¤nkung im erlernten Beruf
jedenfalls erst fÃ¼r die Zeit nach dem 1.1.2001 als nachgewiesen angesehen
werden kann.

Der Senat weist die Berufung im Wesentlichen aus den GrÃ¼nden der
angefochtenen Entscheidung und der BegrÃ¼ndung der streitgegenstÃ¤ndlichen
Bescheide folgend als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck und sieht deshalb insoweit von einer
weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab (Â§ 136 Abs. 3 und Â§ 153 Abs.
2 SGG).

ErgÃ¤nzend weist der Senat auf Folgendes hin:

Im Vordergrund der das berufliche RestleistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin
prÃ¤genden Befunde stehen diejenigen auf nervenfachÃ¤rztlichem Gebiet, die nach
dem Gesamtergebnis des Verfahrens â�� von vorÃ¼bergehenden und damit
rentenrechtlich nicht relevanten Ausnahmen abgesehen â�� einer vollschichtigen
leichten TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht entgegenstehen.

Der Senat stÃ¼tzt seine diesbezÃ¼gliche Ã�berzeugung in erster Linie auf die
SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. W. und Prof. Dr. T â�¦ Danach bedingen die
bei der KlÃ¤gerin vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen lediglich die BeschrÃ¤nkung
auf noch leichte TÃ¤tigkeiten unter Beachtung der weiteren, in den
SachverstÃ¤ndigengutachten im Einzelnen aufgefÃ¼hrten qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen. Insbesondere ist nach diesen Gutachten die Annahme
einer quantitativen (zeitlichen) LeistungseinschrÃ¤nkung medizinisch nicht
begrÃ¼ndet. Die von Dr. W. und Prof. Dr. T. vorgenommene Leistungsbeurteilung
ist nach den erhobenen Befunden, bei kritischer WÃ¼rdigung und der gebotenen
Anlegung eines strengen MaÃ�stabes fÃ¼r den Senat schlÃ¼ssig und
nachvollziehbar, weshalb er ihr folgt. Die hiervon abweichende Leistungsbeurteilung
insbesondere durch Dr. W. erachtet der Senat nach dem Gesamtergebnis des
Verfahrens als widerlegt.

Die sozialmedizinische Beurteilung psychischer Krankheitsbilder (im Wesentlichen
unabhÃ¤ngig von der im Einzelnen zu stellenden Diagnose) erfordert eine
ausfÃ¼hrliche Befragung des Probanden zu den TagesaktivitÃ¤ten. Erfragt (und
hinterfragt) werden mÃ¼ssen auch Symptome des sozialen RÃ¼ckzugs. Nur bei
einer weitgehenden EinschrÃ¤nkung der FÃ¤higkeit zur Teilnahme an den
AktivitÃ¤ten des tÃ¤glichen Lebens (im Sinne einer "vita minima") beispielsweise in
den Bereichen MobilitÃ¤t, Selbstversorgung, Kommunikation, Antrieb,
KonzentrationsfÃ¤higkeit, Interesse und Aufmerksamkeit ist von einer Minderung
des qualitativen und quantitativen LeistungsvermÃ¶gens auszugehen
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(Empfehlungen fÃ¼r die sozialmedizinische Beurteilung psychischer StÃ¶rungen,
DRV-Schriften, Band 30, S. 47).

Vorliegend ist in diesem Zusammenhang einerseits zu berÃ¼cksichtigen, dass Dr.
W. im Verlauf seiner Untersuchung nicht den Gesamteindruck einer schwer
depressiv gestÃ¶rten Patientin gewonnen hat. Die ReproduktionsfÃ¤higkeit der
GedÃ¤chtnisleistungen, Konzentration, DurchhaltevermÃ¶gen,
Informationsverarbeitungsgeschwindigkeit, FlexibilitÃ¤t und UmstellungsfÃ¤higkeit
seien nicht erkennbar eingeschrÃ¤nkt gewesen und es hÃ¤tten keine formalen und
inhaltlichen DenkstÃ¶rungen vorgelegen. Insoweit sei eine Diskrepanz zwischen der
Schilderung der depressiven Symptomatik in der SelbsteinschÃ¤tzung der KlÃ¤gerin
und dem klinischen Eindruck festzustellen. Glaubhaft sei allerdings die Schilderung
eines sozialen RÃ¼ckzugs. Dr. W. hat in diesem Zusammenhang allerdings auch
eruiert, dass die KlÃ¤gerin Arzttermine wahrnehme, einkaufen und zur Bank gehe
und lediglich dann den ganzen Tag im Bett bleibe, wenn solche Termine nicht
anstÃ¼nden.

Prof. Dr. T. hat der Schilderung der KlÃ¤gerin zwar ebenfalls gewisse
RÃ¼ckzugstendenzen und EinschrÃ¤nkungen im tÃ¤glichen Leben entnommen (vgl.
insbesondere Blatt 37/38 der LSG-Akte), die weitestgehend mit den von Dr. W.
erhobenen Befunden Ã¼bereinstimmen (vgl. insoweit insbesondere Blatt 139 der
SG-Akte, letzter Absatz), andererseits aber auch festgestellt, dass die KlÃ¤gerin
noch Hobbys pflege (ihre LieblingsbeschÃ¤ftigung sei das Violinenspiel, sie sei ein
Mozartfan, lese gern und sei naturverbunden). Ferner fand Prof. Dr. T. die
SchwingungsfÃ¤higkeit als in ausreichendem MaÃ�e erhalten und konnte zum
Explorationszeitpunkt keine AntriebstÃ¶rung feststellen. MerkfÃ¤higkeit und
GedÃ¤chtnisfunktionen seien intakt, lediglich Konzentration und Aufmerksamkeit
hÃ¤tten im GesprÃ¤chsverlauf nachgelassen. Die Stimmung sei nur leicht
gedrÃ¼ckt gewesen.

Die GesamtwÃ¼rdigung dieser Befunde und der Angaben der KlÃ¤gerin, die
allerdings nach Auffassung des Senats nur von den SachverstÃ¤ndigen Dr. W. und
Prof. Dr. T. auch ausreichend kritisch hinterfragt worden sind, ergibt damit zwar
gewisse EinschrÃ¤nkungen auch der FÃ¤higkeit zur Teilnahme an den AktivitÃ¤ten
des tÃ¤glichen Lebens, diese sind aber zur Ã�berzeugung des Senats insgesamt
nicht so weitgehend, dass sie im oben beschriebenen Sinne die Annahme einer vita
minima und damit einer zeitlichen LeistungseinschrÃ¤nkung im Rahmen
unbenannter leichter TÃ¤tigkeiten begrÃ¼nden wÃ¼rden.

Insoweit kommt z.B. die TÃ¤tigkeit einer PfÃ¶rtnerin an einer Nebenpforte in
Betracht, im Rahmen derer die bei der KlÃ¤gerin bestehenden qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen BerÃ¼cksichtigung finden.

Der PfÃ¶rtner an der Nebenpforte hat insbesondere bekannte Fahrzeuge der Firma
bzw. Mitarbeiter passieren zu lassen (vgl. BSG vom 22.10.1996 â�� 13 RJ 35/95 â��
und Urteil des 2. Senats des Landessozialgerichts Baden-WÃ¼rttemberg vom
25.6.1997 â�� L 2 J 3307/96 -). Die TÃ¤tigkeit des PfÃ¶rtners an der Nebenpforte
kann im Wechsel von Sitzen und Stehen ausgeÃ¼bt werden und ist nicht mit dem
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Heben und Tragen von Lasten verbunden. TÃ¤tigkeiten eines PfÃ¶rtners an der
Nebenpforte erfordern auch keine besonderen sprachlichen Anforderungen an das
KommunikationsvermÃ¶gen.

PfÃ¶rtnertÃ¤tigkeiten kommen darÃ¼ber hinaus in den unterschiedlichsten
AusprÃ¤gungen vor. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nnte deshalb in einem Bereich eingesetzt
werden, der nicht in erster Linie durch Publikumsverkehr geprÃ¤gt ist.
PfÃ¶rtnertÃ¤tigkeiten eignen sich auch fÃ¼r Personen, deren Hebe- und
TragefÃ¤higkeit eingeschrÃ¤nkt ist, weil derartige EinschrÃ¤nkungen sich â�� je
nach konkretem Arbeitsplatz â�� berÃ¼cksichtigen lassen (vgl. zur
PfÃ¶rtnertÃ¤tigkeit faktisch Einarmiger und in der SchlÃ¼sselverwaltung Urteil des
8. Senats des LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 17.10.1997 â�� L 8 J 262/97 -,
gestÃ¼tzt auf entsprechende berufskundliche Feststellungen des â�� damaligen
â�� Landesarbeitsamtes Baden-WÃ¼rttemberg). Es gibt nach Feststellungen des
Berufsverbandes Deutscher Wach- und Sicherheitsunternehmen e.V. sogar
TÃ¤tigkeiten im Pfortenbereich, die lediglich im Sitzen ausgefÃ¼hrt werden
kÃ¶nnen und bei denen der PfÃ¶rtner nur auf ein Klingelzeichen hin die TÃ¼r
Ã¶ffnen muss.

Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die KlÃ¤gerin nicht Ã¼ber die fÃ¼r die TÃ¤tigkeit als
PfÃ¶rtner notwendige Anpassungs- und UmstellungsfÃ¤higkeit verfÃ¼gt, sind
aufgrund des Gesamtergebnisses des Verfahrens nicht ersichtlich.

ArbeitsplÃ¤tze als PfÃ¶rtner sind auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in
genÃ¼gender Anzahl vorhanden und sind nicht nur leistungsgeminderten
BetriebsangehÃ¶rigen vorbehalten, sondern werden auch mit Bewerbern vom freien
Arbeitsmarkt besetzt (vgl. Urteil des 8. Senats des LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom
17.10.1997 â�� L 8 J 262/97 -).

Ob ArbeitsplÃ¤tze als PfÃ¶rtner an der Nebenpforte frei oder besetzt sind, ist nicht
zu ermitteln, denn das Risiko, dass die KlÃ¤gerin mÃ¶glicherweise keinen
geeigneten Arbeitsplatz finden kÃ¶nnte, geht nicht zu Lasten des TrÃ¤gers der
gesetzlichen Rentenversicherung (BSG SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr. 41; BSG SozR 2200
Â§ 1246 Nr. 19; BSG NZS 1993, 403, 404 und vom 21.7.1992 â�� 3 RA 13/91 -).

Prof. Dr. T. gelangt unter sorgfÃ¤ltiger Auswertung des aktenkundigen
medizinischen Sachverhalts zu der fÃ¼r den Senat schlÃ¼ssigen und
nachvollziehbar Feststellung, dass keine Anhaltspunkte dafÃ¼r vorliegen, dass die
KlÃ¤gerin bereits vor dem Zeitpunkt der Rentenantragstellung im September 2000
im erlernten Beruf nur noch untervollschichtig einsatzfÃ¤hig gewesen ist und
stÃ¼tzt diese Feststellung einerseits auf das Gutachten von Dr. F. im
Rentenverfahren und andererseits darauf, dass erst mit dem Besuch der A.-Klinik im
Jahre 2002 (erste stationÃ¤re Behandlung der KlÃ¤gerin Ã¼berhaupt) eine
Verschlechterung des Gesundheitszustands dokumentiert sei. Dieser EinschÃ¤tzung
folgt der Senat.

Insbesondere unter BerÃ¼cksichtigung des im Rentenverfahren erstatteten
Gutachtens von Dr. F. vom 9.1.2001, der auch zu diesem Zeitpunkt noch ein
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vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen im bisherigen Beruf festgestellt hat und unter
BerÃ¼cksichtigung der AuskÃ¼nfte der behandelnden Ã�rzte muss allerdings des
weiteren davon ausgegangen werden, dass ein zeitlich eingeschrÃ¤nktes
LeistungsvermÃ¶gen im bisherigen Beruf gegebenenfalls erst in der Zeit zwischen
der Begutachtung durch Dr. F. und der Begutachtung durch Dr. W. im MÃ¤rz 2003
eingetreten ist. Der Versicherungsfall des zeitlich eingeschrÃ¤nkten
LeistungsvermÃ¶gens im bisherigen Beruf wÃ¤re dann erst nach dem 1.1.2001
(wahrscheinlich erst nach der stationÃ¤ren Behandlung im Jahr 2002 â��
Entlassung bei voll remittierter Depression -) eingetreten. FÃ¼r diesen Fall wÃ¤re
das ab dem 1.1.2001 geltende Recht anwendbar, unter dessen Geltung die erst am
11.2.1961 geborene KlÃ¤gerin keinen Berufsschutz mehr hÃ¤tte.

Dem SG ist in diesem Zusammenhang allerdings entgegenzuhalten, dass auch nach
Inkrafttreten des Gesetzes zur Reform der Renten wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit bei untervollschichtigem LeistungsvermÃ¶gen Anspruch auf
GewÃ¤hrung einer befristeten "Arbeitsmarktrente" besteht, wenn die gesetzlich
bestimmten Voraussetzungen noch unter Geltung alten Rechts erfÃ¼llt waren, die
Rente wegen der FÃ¤lligkeitsbestimmung des Â§ 101 Abs. 1 SGB VI aber erst nach
der GesetzesÃ¤nderung zu leisten ist (BSG, Urteil vom 8.9.2005 â�� B 13 RJ 10/04 R
-). WÃ¤re hier also der Leistungsfall des zeitlich eingeschrÃ¤nkten
LeistungsvermÃ¶gens im erlernten Beruf bereits am 26.9.2000 (Zeitpunkt der
Rentenantragstellung) eingetreten, wÃ¤re fÃ¼r die dann in Betracht kommende
Zeitrente trotz der hinausgeschobenen FÃ¤lligkeit noch das bis zum 31.12.2000
geltende Recht anwendbar.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 10.07.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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